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Kreis Lippe 
 
156 Pressemitteilung Bekanntmachung der Jäger-

prüfung 2017 
 
Die Jägerprüfung 2017 wird beim Kreis Lippe – Untere 
Jagdbehörde – wie folgt durchgeführt: 
 
Der schriftliche Teil Jägerprüfung findet am 24. April 2017, 
15.00 Uhr, im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str.5, 32756 
Detmold, statt. 
 
Die Schießprüfung wird am 26. April 2017 und der münd-
lich-praktische Teil der Prüfung wird in der Zeit vom 27. Ap-
ril bis 10. Mai 2017 jeweils auf dem Schießstand der Kreis-
jägerschaft Lippe e.V., Schötmarsche Str. 118, 33818 Leo-
poldshöhe-Krentrup, durchgeführt. 
 
Für die Bewerberinnen und Bewerber, die die Schießprü-
fung und den mündlich-praktischen Teil der Prüfung oder 
einen der beiden Teile nicht bestanden haben, erfolgt eine 
einmalige Nachprüfung in der Zeit vom 04. September bis 
05. September 2017 auf dem Schießstand der Kreis Jäger-
schaft Lippe e.V., Schötmarsche Str. 118, 33818 Leo-
poldshöhe-Krentrup. 
 
Detmold, 15.03.2017 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
als untere Jagdbehörde 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Festing 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
 
 
 
157 Der Gutachterausschuss für Grundstückswer-

te im Kreis Lippe und in der Stadt Detmold: 
Veröffentlichung der Boden- und Immobilien-
richtwerte 

 
Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Kreis 
Lippe und in der Stadt Detmold hat am 15.02.2017 die Bo-
den- und Immobilienrichtwerte bezogen auf den Stichtag 
01.01.2017 ermittelt. Gesetzliche Grundlage dafür ist der § 
196 Baugesetzbuch in der Fassung vom 23.09.2004 
(BGBl.IS.2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) in Verbindung mit 
§ 11 der Verordnung über die Gutachterausschüsse für 
Grundstückswerte in Nordrhein-Westfalen einschließlich 
der letzten Änderung vom 04.05.2010 (GV.NRW. S.272). 
 
Der Bodenrichtwert ist ein durchschnittlicher Lagewert für 
ein Gebiet mit im Wesentlichen gleichen Nutzungs- und 
Wertverhältnissen. Er ist auf ein Grundstück bezogen, des-
sen Eigenschaften für dieses Gebiet typisch sind (sog. 
Richtwertgrundstück). Bodenrichtwerte sollen dazu beitra-
gen, den Grundstücksmarkt transparenter zu machen. Sie 
bieten den Marktteilnehmern eine gute Orientierung bei der 
Preisgestaltung, haben allerdings keine bindende Wirkung. 
 
 
 

 
Grundlage der Bodenrichtwertermittlung bilden die im 
Kreisgebiet beurkundeten Grundstückskaufverträge, die die 
Notare zu diesem Zweck dem Gutachterausschuss zur 
Auswertung übersenden.  
 
Darüber hinaus hat der Gutachterausschuss Immobilien-
richtwerte ermittelt. Die Immobilienrichtwerte geben für un-
vermietete Ein- und Zweifamilienhäuser, Dreifamilienhäu-
ser, Mehrfamilienhäuser, Wohn- und Geschäftshäuser, 
Gewerbe- und Industriegebäude sowie für unvermietete 
Eigentumswohnungen eine Orientierung über die vorhan-
denen Wertverhältnisse. 
 
Die aktuellen Boden- und Immobilienrichtwerte sind für je-
dermann kostenfrei im Internet unter den Adressen 
www.borisplus.nrw.de und geo.kreislippe.de einsehbar. 
Außerdem können sie bei der Geschäftsstelle des Gut-
achterausschusses, eingerichtet beim Kreis Lippe, Felix-
Fechenbach-Str. 5, Detmold (Zimmer 751) und im Bür-
gerservice (Zimmer 300), zu den üblichen Geschäftszeiten 
eingesehen werden. 
 
15.03.2017 
 
 
Der Vorsitzende 
gez. Dr. Ostrau 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
 
 
 
158 Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 

(10 LZG NRW) 
 
Hier: Ersatzvornahme zur Durchführung von Schornstein-
fegerarbeiten 
         (Roemer Immobilien Ltd.)  
 
Der Kreis Lippe, Team 320.1/, Schornsteinfegerangele-
genheiten stellt mit dieser Bekanntmachung ein Schrift-
stück (Verfügung vom 06.03.2017, Aktenzeichen: 2.1/08-
04/EV, Ersatzvornahme zur Durchsetzung von Schorn-
steinfegerarbeiten in 32683 Barntrup, Frettholz 19, unter 
Erhebung einer Verwaltungsgebühr in Höhe von 150 € so-
wie der Androhung von Zwangsgeld in Höhe von 500 € ) an 
Frau Katarzyna Nowak, Viergrenzenweg 124, 6291 BX 
Vaals (NL) als hier bekannte Geschäftsführerin der laut 
Grundbucheintrag als Eigentümer zeichnenden Roemer 
Immobilien Ltd. gem. §10 LZG NRW öffentlich zu. Wegen 
des Wohnsitzes außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land  zur vorgenannten Person ist eine nachvollziehbare 
Zustellung auf andere Art nicht möglich.  
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Das Schriftstück kann beim Kreis Lippe, Team 320.1, Felix-
Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold während der Öffnungs-
zeiten Montags bis Donnerstags 09:00-15:00 Uhr sowie 
Freitags 09:00-12:00 Uhr in Raum 235 eingesehen werden. 
Durch diese öffentliche Zustellung können  Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. 
 
Detmold, den 06.03.2017 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Team 320.1/ Ordnung 
Im Auftrag 
 
 
Schisanowski 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
159 Sechste Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Errichtung und Unterhaltung von Ob-
dachlosenunterkünften in der Stadt Bad Salzu-
flen vom 01.03.2017 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
01.03.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorläufigen Unterbringung obdachloser Personen un-
terhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Obdachlosenun-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 

• Hollenstein 5 
• Lockhauser Str. 3 
• Lockhauser Str. 5 
• von-Stauffenberg-Str. 30 
• Schötmarsche Str. 4 
• Schülerstraße 29c. 

 
Artikel 2 

 
§ 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Aufsicht und Ordnung über die Einrichtungen wird in 
der Benutzungssatzung für die Inanspruchnahme von Un-
terkünften für Personen, zu deren Unterbringung die Stadt 
Bad Salzuflen gesetzlich verpflichtet ist, geregelt. Die Be-
nutzungssatzung wird mit der Einweisungsverfügung aus-
gehändigt.  
 

Artikel 3 
 
§ 3 Abs. 3 b erhält folgende Fassung: 
 
b) der Benutzer durch sein Verhalten, insbesondere durch 
Verstöße gegen die Benutzungssatzung, Anlass dazu gibt,  
 

Artikel 4 
 
§ 6 erhält folgende Fassung: 
 
1. Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratmeter 

Nutzfläche monatlich: 
2.  

Hollenstein 5 3,28 Euro 

Lockhauser Str. 3 2,95 Euro 

Lockhauser Str. 5 3,00 Euro 

von-Stauffenberg-Str. 30 5,76 Euro 

Schötmarsche Str. 4 4,25 Euro 

Schülerstraße 29c 4,11 Euro 

  

 
 

 
Die Betriebskostenpauschale beträgt je Quadratmeter 
Nutzfläche 1,92 Euro monatlich. 
Die Heizkostenpauschale beträgt je Quadratmeter Nutzflä-
che bei Beheizung durch 
- Öl 1,21 Euro, 
- Gas 1,45 Euro und 
- Fernwärme 1,77 Euro 
monatlich und erhöht sich ggf. bei Warmwasserbereitung 
über die zentrale Heizungsanlage jeweils um 0,15 € je 
Quadratmeter Nutzfläche. 
 

Artikel 5 
 
§ 8 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 14.03.2017 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Roland Thomas 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Fünfte Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Errichtung und Unterhaltung von Obdachlo-
senunterkünften in der Stadt Bad Salzuflen“ wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 14.03.2017 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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160 Siebte Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Errichtung und Unterhaltung von Über-
gangsheimen für ausländische Flüchtlinge in 
der Stadt Bad Salzuflenvom 01.03.2017 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
01.03.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 6 Absatz 2 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(2) Die Betriebskostenpauschale beträgt je Quadratmeter 
Nutzfläche 1,92 Euro monatlich. 
Die Heizkostenpauschale beträgt je Quadratmeter Nutzflä-
che bei Beheizung durch 
- Öl 1,21 Euro, 
- Gas 1,45 Euro und 
- Fernwärme 1,77 Euro 
monatlich und erhöht sich ggf. bei Warmwasserbereitung 
über die zentrale Heizungsanlage jeweils um 0,15 € je 
Quadratmeter Nutzfläche. 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 14.03.2017 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Roland Thomas 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Vierte Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Errichtung und Unterhaltung von Über-
gangsheimen für ausländische Flüchtlinge in der Stadt Bad 
Salzuflen“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 14.03.2017 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
 
 
 
161 2. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt 

Bad Salzuflen über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für die Inanspruchnahme von Kin-
dertageseinrichtungen, Kindertagespflege und 
den Besuch der Offenen Ganztagsschule im 
Primarbereich vom 01.03.2017 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15.11.2016 (GV. NRW. S. 966), § 90 Abs. 1 Sozialgesetz-
buch (SGB) Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. 
I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3234), der §§ 5 und 23 des 
Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern 
(Kinderbildungsgesetz – KiBiz) – Viertes Gesetz zur Aus-
führung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – SGB VIII – 
vom 30.10.2007 (GV. NRW. S.462), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 622), § 9 Abs. 3 
Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Schulge-
setz NRW – SchulG) vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
06.12.2016 (GV. NRW. S. 1052) und § 2 Abs. 1 Kommu-
nalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15.12.2016 (GV. 
NRW. S. 1150), hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in sei-
ner Sitzung am 01.03.2017 folgende Satzung zur Änderung 
der Satzung der Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Kinder-
tageseinrichtungen, Kindertagespflege und den Besuch der 
Offenen Ganztagsschule im Primarbereich vom 
01.10.2014, zuletzt geändert durch Satzung vom  
24.06.2015, beschlossen: 
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1. § 1 Absatz 1 (Geltungsbereich) wird wie folgt gefasst: 
 

(1) Diese Satzung gilt für die Erhebung von Elternbei-
trägen als öffentlich-rechtliche Beiträge für die Inan-
spruchnahme von Kindertageseinrichtungen, Kin-
dertagespflege, den Besuch der Offenen Ganztags-
schule im Primarbereich und den Besuch von ande-
ren Betreuungsangeboten an einer offenen Ganz-
tagsschule.  Die Begriffsbestimmungen ergeben 
sich aus dem SGB VIII, dem SchulG und dem KiBiz. 

 
2. § 3 Absatz 1 Satz 1 (Beitragspflicht, Beitragshöhe) wird 

wie folgt gefasst: 
 

(1) Die Eltern haben entsprechend Ihrer wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-
rechtliche Beiträge für die Inanspruchnahme von 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege, den 
Besuch der Offenen Ganztagsschule im Primarbe-
reich und den Besuch von anderen Betreuungsan-
geboten an einer offenen Ganztagsschule im Sinne 
des § 1 zu entrichten.  

 
3. Nach § 3 Absatz 2 Satz 9 werden folgende Sätze ein-

gefügt: 
 
Für den Besuch von anderen Betreuungsangeboten an ei-
ner offenen Ganztagsschule berechnet sich der Beitrag in 
analoger Anwendung der Berechnungsformeln der Anlage 
(Spalte „25 Wochenstunden“). Die Heranziehung erfolgt 
jedoch maximal bis zu einer monatlichen Beitragshöhe von 
75,00 €. 
 
4. Die bisherigen Sätze 10 und 11 in § 3 Absatz 2 werden 
Satz 12 und 13. 
 
5. Die Anlage wird wie folgt gefasst: 
 
Anlage 
 
monatliche Elternbeiträge für: 
 
die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen, 
 
der Kindertagespflege, 
 
der offenen Ganztagsschule im Primarbereich, OGS, (in 
analoger Anwendung der Spalte „Kinder ab 3 Jahren / 35 
Wochenstunden“) 0und 
 
andere Betreuungsformen an einer offenen Ganztagsschu-
le (in analoger Anwendung der Spalte „Kinder ab 3 Jahren / 
25 Wochenstunden“) 
 
  Kinder unter 3 Jah-

ren 
Kinder ab 3 Jahren 

vereinbarte wö-
chentliche Betreu-
ungszeiten 

vereinbarte wö-
chentliche Betreu-
ungszeiten 

Kindertagesein-
richtungen 

25 
Stun
den 

35 
Stun
den 

45 
Stun
den 

25 
Stun
den 

35 
Stun
den 

45 
Stun
den 

Kindertages- 
pflege 

bis 
25 
Stun
den 

bis 
35 
Stun
den 

über 
35 
Stun
den 

bis 
25 
Stun
den 

bis 
35 
Stun
den 

über 
35 
Stun
den 

 

 
bei ei-
nem 
Jahres-
einkom-
kom-
men 
in Euro 

Berechnungsformel für den Monatsbeitrag (in Eu-
ro) 

Bis 
20.000,
00 

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Bis 
40.000,
00  

30,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,127
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 

48,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 

78,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,382
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 

6,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,127
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 

12,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 

18,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,382
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 

bis 
60.000,
00 

30,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,127
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 
+ 
0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.00
1,00 
und 
60.00
0,00 

48,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 
+ 
0,51% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.00
1,00 
und 
60.00
0,00 

78,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,382
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 
+ 
0,765
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.00
1,00 
und 
60.00
0,00 

6,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,127
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 
+ 
0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.00
1,00 
und 
60.00
0,00 

12,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 
+ 
0,51% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.00
1,00 
und 
60.00
0,00 

18,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,382
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.00
1,00 
und 
40.00
0,00 
+ 
0,765
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.00
1,00 
und 
60.00
0,00 
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bis 
80.00
0,00 

30,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,127
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.001
,00 
und 
40.000
,00 
+ 
0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.001
,00 
und 
60.000
,00 
+ 
0,3825
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
60.001 
und 
80.000 

48,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.001
,00 
und 
40.000
,00 
+ 
0,51% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.001
,00 
und 
60.000
,00 
+ 
0,765
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
60.001 
und 
80.000 

78,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,382
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.001
,00 
und 
40.000
,00 
+ 
0,765
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.001
,00 
und 
60.000
,00 
+ 
1,1475
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
60.001 
und 
80.000 

6,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,127
5% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.001
,00 
und 
40.000
,00 
+ 
0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.001
,00 
und 
60.000
,00 
+ 
0,3825
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
60.001 
und 
80.000 

12,00 
 (So-
ckelbe
be-
trag)  
+ 
 0,255
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
20.001
,00 
und 
40.000
,00 
+ 
0,51% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
40.001
,00 
und 
60.000
,00 
+ 
0,765
% 
vom 
Ein-
kom-
men 
zwi-
schen 
60.001 
und 
80.000 

18,00 
 (So-
ckelbe-
trag)  
+ 
 0,3825
% 
vom Ein-
Ein-
kommen 
zwi-
schen 
20.001,0
0 und 
40.000,0
0 
+ 
0,765% 
vom Ein-
Ein-
kommen 
zwi-
schen 
40.001,0
0 und 
60.000,0
0 
+ 
1,1475% 
vom Ein-
Ein-
kommen 
zwi-
schen 
60.001 
und 
80.000 

über 
80.00
0,00 

183,00 354,00 537,00 159,00 318,00 477,00 

 
6. Die Änderungssatzung tritt am 01.08.2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Satzung der 
Stadt Bad Salzuflen über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflege und den Besuch der Offenen Ganztags-
schule im Primarbereich vom 01.03.2017 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 03.03.2017 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
 
 
 
162 3. vereinfachte Änderung des Bebauungspla-

nes Nr. 0129 "Alter Teichkamp", Ortsteil Bad 
Salzuflen - Satzungsbeschluss 

 
Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen 

vom 01.03.2017 
 
Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
0129 „Alter Teichkamp“,  
Ortsteil Bad Salzuflen in der Fassung vom 25.01.2017 wird 
gemäß der §§ 2 und 10  
Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 13 BauGB 
und der §§ 7 und 41 der  
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) als Satzung beschlossen. Die zugehörige Begrün-
dung in der Fassung vom 25.01.2017 wird ebenfalls be-
schlossen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang der 3. vereinfachten Änderung des Be-
bauungsplanes  
Nr. 0129 „Alter Teichkamp“, Ortsteil Bad Salzuflen sind aus 
dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten Planaus-
schnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. vereinfachte Ände-
rung des Bebauungsplanes  
Nr. 0129 „Alter Teichkamp“, Ortsteil Bad Salzuflen in Kraft. 
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Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
0129 „Alter Teichkamp“,  
Ortsteil Salzuflen wird mit der Begründung gemäß § 10 
Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich ge-
genüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.  
 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Entschädi-
gung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den  02.03.2017   
Der Bürgermeister 
 
 
Thomas 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Stadt Barntrup 
 
163 Wahl einer Schiedsperson für den Schied-

samtsbezirk Barntrup 
 
Gem. Ziff. 2 zu § 5 der Verwaltungsvorschriften zum Ge-
setz über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes 
Nordrhein-Westfalen (VV SchAG NW) vom 21.06.1993 in 
der zur Zeit geltenden Fassung gebe ich hiermit bekannt, 
dass der Rat der Stadt Barntrup in seiner Sitzung am 
31.01.2017 
 
Frau Sabine Hallmann 
mit Amtssitz in 32683 Barntrup, Ostersiek 34 
 
zur Schiedsperson 
 
für 5 Jahre gewählt hat. 
 
Vom Direktor des Amtsgerichts Blomberg wurde die Wahl 
bestätigt und Frau Hallmann am 24. Februar 2017 verei-
digt. 
 
Sprechstunden der Schiedsperson sind telefonisch zu ver-
einbaren. 
 
Barntrup, den 03.03.2017 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Schell 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Stadt Blomberg 
 
164 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/24 

"Am Rammbocke" der Stadt Blomberg einschl. 
Berichtigung des Flächennutzungsplanes hier: 
Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur Un-
terrichtung der Öffentlichkeit (öffentliche Aus-
legung) im beschleunigten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 15. März 2017 die 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/24 und die 
Durchführung des erforderlichen Beteiligungsverfahrens 
(öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB) beschlos-
sen. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Änderung der 
festgesetzten "Fläche für Gemeinbedarf" in ein "Allgemei-
nes Wohngebiet" mit begleitenden öffentlichen Verkehrs-
flächen sowie grünordnerischen Festsetzungen. Im Rah-
men der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/24 wird 
gleichzeitig der Flächennutzungsplan berichtigt. 
 
Das Plangebiet wird begrenzt durch die Straße Am Ramm-
bocke (im Norden und Osten), den Feldeggerser Weg (im 
Süden) sowie den Hohlweg am Schulzentrum (im Westen). 
 
1.) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/24 als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB im be-
schleunigten Verfahren vorgenommen. 
 
2.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert wird. Es wird ferner da-
rauf hingewiesen, dass gem. § 13 Abs. 3 BauGB von dem 
Umweltbericht gem. § 2a BauGB und von der Angabe nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen 
wird. Eine Überwachung der Umweltauswirkungen gem. § 
4c BauGB ist gem. § 13 Abs. 3 BauGB nicht vorgesehen. 
Von einer Umweltprüfung wird abgesehen. Eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 
 
3.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB von einer frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und 
von einer Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 abgesehen wird. 
 
4.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 2 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
5.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 3 BauGB wird den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnah-
me innerhalb angemessener Frist gegeben. 
 
 
 
 
 
 

 
Hiermit wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB bekannt gemacht, 
dass der Entwurf einschließlich Begründung in der Zeit 
vom 
 
10. April bis zum 10. Mai 2017 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
Während der o.g. Zeit können Stellungnahmen schriftlich 
eingereicht oder zu Protokoll gegeben werden. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Nicht fristgerecht 
eingereichte Stellungnahmen können bei der Beschluss-
fassung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
01/24 unberücksichtigt bleiben. 
 
Es wird mit Bezug auf § 3 Abs. 1 Satz 2 BauGB darauf hin-
gewiesen, dass auch Kinder und Jugendliche Teil der Öf-
fentlichkeit sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antrag-
steller im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.  
 
Die Lage des Plangebietes ist dem beigefügten Über-
sichtsplan zu entnehmen. 
 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einseh-
bar. 
 
Blomberg, 16. März 2017 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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165 Ordnungsbehördliche Verordnung über das 

Offenhalten von Verkaufsstellen in der Stadt 
Blomberg vom 01.03.2017 

 
Auf Grund des § 6 Absatz 1 und 4 des Gesetzes zur Rege-
lung der Ladenöffnungszeiten (LÖG NRW) vom 16. No-
vember 2006 (GVBl. NRW S. 516) und der §§ 25 ff. des 
Ordnungsbehördengesetzes (OBG NRW) vom 13. Mai 
1980 (GVBl. NRW S. 528), jeweils in der zurzeit geltenden 
Fassung, wird auf Grund des Ratsbeschlusses vom 
28.02.2017 für die Stadt Blomberg verordnet:  
 

§ 1 
 
Verkaufsstellen in der Kernstadt Blomberg dürfen im Jahr 
2017 
 

• am 14. Mai aus Anlass des Blumen- und Bauern-
marktes  

• am 17. Dezember aus Anlass des Charles Dickens 
Festivals 

 
jeweils von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein.  
 

§ 2 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außerhalb der zuge-
lassenen Geschäftszeiten offen hält.  
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Gesetzes 
zur Regelung der Ladenöffnungszeiten mit einer Geldbuße 
bis zu fünfhundert Euro geahndet werden.  
 

§ 3 
 
Diese Verordnung tritt einen Tag nach der öffentlichen Be-
kanntmachung im Kreisblatt (Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden) in Kraft.  
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de / Verwaltung / öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar. 
 
Blomberg, den 01.03.2017 
 
Stadt Blomberg als örtliche Ordnungsbehörde  
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Stadt Detmold 
 
166 Offenlegung des Entwurfes der Flächennut-

zungsplanänderung 
 
Nr. 20 „Blindenheim Kiefernweg“ 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: östlich des Kiefernwegs, süd-

lich des Blindenheims 
 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 08.03.2017 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit folgendem Wortlaut beschlossen hat 
(Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf der Flächennutzungs-
planänderung 
 
Nr. 20 „Blindenheim Kiefernweg“ 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: östlich des Kiefernwegs, süd-

lich des Blindenheims 
 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit Begründung und den wesentlichen, be-
reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in 
der Zeit vom 
 

04.04.2017 bis einschließlich 05.05.2017 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Neben dem Entwurf des Plans ist der Umweltbericht ver-
fügbar, der nachfolgende umweltbezogene Informationen 
enthält: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Art der  
vorhandenen  
Information  

Urheber  
 

Thematischer  
Bezug  

Umweltbericht 
zur FNP-
Änderung 

Kortemeier 
Brokmann 
Land-
schaftsar-
chitekten 

Beschreibung und Be-
wertung der Umweltsi-
tuation und der zu er-
wartenden Umwelt-
auswirkungen, 
Schutzgüter: 
Menschen, einschließ-
lich der menschlichen 
Gesundheit, Tiere, 
Pflanzen, biologische 
Vielfalt, Boden, Was-
ser, Klima / Luft, Land-
schaft, Kultur- und 
sonstige Sachgüter, 
Prognose über die 
Entwicklung des Um-
weltzustands bei 
Durchführung und bei 
Nichtdurchführung der 
Planung einschließlich 
in Betracht kommender 
Alternativen, 
geplante Maßnahmen 
zur Vermeidung, Ver-
ringerung und zum 
Ausgleich der nachteili-
gen Umweltauswirkun-
gen, 
wichtigste Methodische 
Merkmale sowie Hin-
weise auf Schwierigkei-
ten bei der Zusammen-
stellung der Angaben 
für die Umweltprüfung, 
Maßnahmen zur Über-
wachung der Auswir-
kungen des Bauleit-
plans auf die Umwelt 
(Monitoring), 
Vorprüfung des Arten-
spektrums 

 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 119, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksich-
tigt bleiben. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom DatumSEA über den Entwurf der Flä-
chennutzungsplanänderung 
 
Nr. 20 „Blindenheim Kiefernweg“ 
Ortsteil:   Heidenoldendorf 
Änderungsgebiet: östlich des Kieferwegs, süd-

lich des Blindenheims 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 09.03.2017 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
i.V. 
gez. Hilker 
Beigeordneter und Kämmerer 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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167 Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
18-01 „Ortskern (Südwest) Hiddesen“, 1. (beschleunig-
te) Änderung 
Ortsteil:   Hiddesen 
Änderungsgebiet: westlich der Kreuzung Fried-

rich-Ebert-
Straße/Hindenburgstraße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 08.03.2017 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 18-01 „Ortskern (Südwest) 

Hiddesen“, 1. (beschleunigte) 
Änderung 

Ortsteil:   Hiddesen 
Änderungsgebiet: westlich der Kreuzung Fried-

rich-Ebert-
Straße/Hindenburgstraße 

 
Der o. a. Bebauungsplan wird gem. § 13a (1) BauGB im 
beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung (§ 2 (4) BauGB) aufgestellt. 
Die Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Für 
das Änderungsgebiet ist davon auszugehen, dass ein Vor-
kommen besonders geschützter planungsrelevanter Arten 
im Sinne des § 10 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
nicht vorhanden sind. Gem. den Aussagen des Landesam-
tes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LA-
NUV) ist kein gesetzlich geschütztes Biotop, kein Vogel-
schutzgebiet und kein FFH-Gebiet betroffen. Verbotstatbe-
stände des § 19 (3) BNatSchG liegen nicht vor. Es werden 
keine Maßnahmen durchgeführt, die gem. § 42 (1) 
BNatSchG im Sinne des Artenschutzes als Verbote gelten.  
 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 08.03.2017 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 18-01 „Ortskern (Südwest) 

Hiddesen“, 1. (beschleunigte) 
Änderung 

Ortsteil:   Hiddesen 
Änderungsgebiet: westlich der Kreuzung Fried-

rich-Ebert-
Straße/Hindenburgstraße 

 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 13.03.2017 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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168 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustel-

lung 
 
gem. § 10 Verwaltungszustellungsgesetz –VwZG- vom 
12.08.2005 
(Bundesgesetzblatt – BGBl I S. 2354) 
 
Frau   Ayse Tortum 
zuletzt wohnhaft:  Nordstraße 22, 32805 Horn-Bad 

Meinberg 
ist unbekannt verzogen. 
 
Ihr sind 4 Bescheide bekanntzugeben. 
Da eine persönliche Zustellung nicht möglich ist, wird die 
Zustellung  
gem. § 10 VwZG öffentlich durchgeführt. 
 
Die Bescheide  (vom 26.01.2017, Az: 1059788.00013-
0200) können vom Empfangsberechtigten beim Fachbe-
reich 1, Bielefelder Str. 1, Zimmer 121 eingesehen bzw. 
abgeholt werden. 
 
Der Bescheid gilt als öffentlich zugestellt, wenn seit dem 
Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei 
Wochen verstrichen sind (§ 10 Abs.2 VwZG). 
 
Danach können Fristen in Gang gesetzt werden, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste eintreten können. 
 
Im Auftrage: 
 
 
Göhner 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Gemeinde Kalletal 
 
169 Bekanntmachung Herstellung eines Gewäs-

sers im Rahmen des Kiesabbaus in der Ge-
markung Möllenbeck, Flur 3 

 
Die Firma Kieswerk Pampel GmbH & Co. KG hat am 
06.11.2015 beim Landkreis Schaumburg gemäß § 68 des 
Wasserhaushaltsgesetzes die Planfeststellung für die Er-
weiterung des Kiesabbaus verbunden mit der Herstellung 
eines Gewässers beantragt. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss vom 08.03.2017 liegt zu-
sammen mit einer Ausfertigung des festgestellten Plans in 
der Zeit vom 04. bis 18.04.2017 zur allgemeinen Einsicht 
aus, und zwar bei der  
 

Gemeinde Kalletal, Bürgerbüro, Rintelner Straße 3, 
32689 Kalletal 

während der allgemeinen Dienststunden 
Montag bis Freitag  08:00 bis 12:30 Uhr 
Donnerstag  14:00 bis 18:00 Uhr 

 
Der Planfeststellungsbeschluss kann im o. g. Auslegungs-
zeitraum auch auf der Internetseite des Landkreises 
Schaumburg eingesehen werden 
(www.Schaumburg.de/umweltinformationen). 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Planfeststel-
lungsbeschluss gegenüber den übrigen Betroffenen als zu-
gestellt. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Gemeinde Kalletal unter www.kalletal.de 
Rubrik Bekanntmachungen zugänglich gemacht. 
 
Kalletal, 08.03.2017 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
 
 
Mario Hecker 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
170 Satzung zur 22. Änderung der „Hauptsatzung 

der Stadt Detmold vom 05. Dezember 1995“ 
vom 20.03.2017 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit  § 41 
Abs. 1 Satz 2 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW.  S. 666), die zuletzt durch Ge-
setz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung vom 
28.11.2016 (GV.NRW., S. 965 ff.) geändert worden ist, hat 
der Rat der Stadt Detmold am 16.03.2017 mit der Mehrheit 
der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder die folgende 
Satzung zur Änderung der Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

In § 3 Abs. 2 S. 2 wird das Wort „müssen“ durch das Wort 
„sollen“ ersetzt. 
 

§ 2 
 

In § 11 Abs. 3  f) wird der Betrag  „20,50 €  je Stunde“ 
durch den Betrag „80,00 € je Stunde“ ersetzt. 
 

§ 3 
§ 11 Abs. 3 g) wird wie folgt geändert: 
g) Stellvertretende Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
nach § 67 Abs. 1 GO und Fraktionsvorsitzende – bei Frak-
tionen mit mindestens 8 Mitgliedern auch eine stellvertre-
tende Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzender, 
mit mindestens 16 Mitgliedern auch 2 stellvertretende Vor-
sitzende und mit mindestens 24 Mitgliedern auch 3 stellver-
tretende Vorsitzende- 
erhalten neben den Entschädigungen, die den Ratsmitglie-
dern nach § 45 GO zustehen, eine Aufwandsentschädi-
gung nach Maßgabe der EntschVO. 
 

§ 4 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung zur „Hauptsatzung der 
Stadt Detmold vom 05. Dezember 1995“  wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

 
 
 

 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 

Detmold, den 20.03.2017 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
 
 
 
171 Verordnung über das Offenhalten von Ver-

kaufsstellen vom 20.03.2017 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung 
der Ladenöffnungszeiten 
(Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16. November 
2006 (GV. NRW.S. 208) wird von der Stadt Detmold als 
örtlicher Ordnungsbehörde gem. dem Beschluss des Rates 
der Stadt Detmold vom 
16.03.2017 für das Gebiet der Stadt Detmold folgende ord-
nungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
 
Am Sonntag, 02. April 2017 und am Sonntag, 08. Oktober 
2017 dürfen in der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr Verkaufs-
stellen in Detmold geöffnet sein in dem durch folgende 
Straßenzüge umgrenzten Bezirk einschließlich beider Sei-
ten der Straßen Leopoldstraße – Behringstraße – Wotan-
straße –  
Paulinenstraße – Hornsche Straße jeweils bis zu den 
Kreuzungen und Einmündungen, an denen die genannten 
Straßen aufeinander stoßen. 
 

§ 2 
 
Am Sonntag, 02. Juli 2017 und am Sonntag, 03. Septem-
ber 2017 dürfen in der Zeit von 13.00 bis 18.00  
Uhr Verkaufsstellen in Detmold in dem Straßenbezirk beid-
seitig des Straßenzuges Charles-Lindbergh- 
Ring geöffnet sein. 
 

§ 3 
 
Am Sonntag, 10. Dezember 2017 (2. Advent) dürfen die 
Verkaufsstellen im Ortsteil Hiddesen und am 
Sonntag, 17. Dezember 2017 (3. Advent) im gesamten 
Stadtgebiet ohne den Ortsteil Hiddesen geöffnet 
sein. 
 

§ 4 
 
Die Verordnung tritt einen Tag nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen vom 20.03.2017“ wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994  
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(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 20.03.2017 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
 
 
 
172 Tagesordnung der 22. Sitzung des Rates der Al-

ten Hansestadt Lemgo 
 
Ort der Sitzung Großer Sitzungssaal, Rathaus, 

Marktplatz 1, 32657 Lemgo 
Tag der Sitzung  03.04.2017 
Beginn der Sitzung 18:00 Uhr 
 

I. Öffentlicher Teil 
 

1. Einwohneranfragen 
2. Fragestunde des Rates und Mitteilungen des 

Bürgermeisters 
3. Besetzung von Ausschüssen 
 
3.1 Benennung von beratenden Mitgliedern 

des Jugendhilfeausschusses  
20/2017 

 
4. Besetzung von sonstigen Gremien 
5. Ortsrecht 
 
5.1 2. Änderung der Gebührenordnung für 

Parkscheinautomaten und die Entrich-
tung von Parkgebühren mittels Mobiltele-
fon   

204/2016 

 
6. Antrag der Fraktion Bündnis90/Die 

Grünen 
Resolution zur sofortigen Stilllegung 
des Atomkraftwerks Grohnde 

17/2017 

 
7. Vorstellung des Konzeptes zur Umsetzung des 

Förderprogramms "Gute Schule 2020" 
8. Haushaltsangelegenheiten 
 
8.1 Mehraufwendungen und Mehrauszah-

lungen für das Jahr 2016  
19/2017 

 
8.2 Einbringung des Entwurfs des Jahresab-

schlusses 2016 der 
Alten Hansestadt Lemgo 

25/2017 

 

 
9. Arbeitsgemeinschaft Historische Stadt- und 

Ortskerne in Nordrhein-Westfalen; hier: Vor-
stellung Zukunftsprogramm 2030 (Perspekti-
ven für gebaute Geschichte) 

 
10. Unterstützung eines Entwicklungs-

konzeptes im Rahmen des Leader-
prozesses; 
Hier: Freizeiteinrichtungen und Frei-
räume in den Ortsteilen der Alten 
Hansestadt Lemgo und ihrer an-
grenzenden Gemeinden 

27/2017 

 
11. Mittelbare Beteiligung der Alten 

Hansestadt Lemgo an der Blom-
berg.Wind.Energie.GmbH. & Co KG  

21/2017 

 
II. Nichtöffentlicher Teil 

 
1.  Fragestunde des Rates und Mitteilungen des 

Bürgermeisters 
2. Vergabebeschluss Neubau Bauhof 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Stadt Lügde 
 
173 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung vom 20.03.2017 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Lügde 

für das Haushaltsjahr 2017 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli  1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966), in Kraft 
getreten am 29. November 2016 hat der Rat der Stadt 
Lügde mit Beschluss vom 20.02.2017 folgende Haus-
haltssatzung erlassen: 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die 
für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich 
erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen 
sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermäch-
tigungen enthält, wird 

 
im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf  
    24.019.000 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  
    25.229.000 EUR 
 

im Finanzplan mit 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
 laufender Verwaltungstätigkeit auf   
    21.764.400 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
 laufender Verwaltungstätigkeit auf   
    22.026.400 EUR 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf   
      2.321.000 EUR  
 dem Gesamtbetrag  der Auszahlungen aus der
 Investitionstätigkeit auf   
      4.305.000 EUR 
   

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen  aus der 
 Finanzierungstätigkeit auf   
       3.477.000 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  

Finanzierungstätigkeit auf   
          2.312.000 EUR 
 

festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für 
Investitionen erforderlich ist, wird auf  
 
       1.984.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 
 

 
§ 3 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigun-
gen, der zur Leistung von Investitionszahlungen in zu-
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf werden in Hö-
he von 
 

4.000.000 EUR  
 
festgesetzt. 

 
§ 4 

 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnis-
plan wird auf  
 

1.210.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssi-
cherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
auf  
 
         2.000.000 EUR  
 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind mit 
Hebesatzsatzung vom 23.11.2015 durch den Rat der 
Stadt Lügde wie folgt festgesetzt worden: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf  250 v.H. 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf  485 v.H. 
2. Gewerbesteuer auf  428 v.H. 

 
§ 7 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen, die auf gesetzlicher 
oder vertraglicher Grundlage beruhen, sind erheblich im 
Sinne des § 83 GO NRW, wenn sie 
im Einzelfall mehr als 50 v. H. des Ansatzes und min-
destens 25.000 EUR ausmachen. 
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen sind erheblich, 
wenn sie im Einzelfall den Betrag von 15.000 EUR 
übersteigen. Ausgenommen davon sind 
Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen, 
kalkulatorische Kosten und Jahresabschlussbuchun-
gen. 
 
Erhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen bedürfen nach § 83 GO NRW der 
vorherigen Zustimmung des Rates. 
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit Anlagen für das 
Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als un-
tere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit 
Schreiben vom 21.02.2017 angezeigt worden.  
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme bis zum En-
de der Auslegung des Jahresabschlusses gem. § 96 
Abs. 2 der GO NRW im Rathaus der Stadt Lügde, Am 
Markt 1, Zimmer 19, 32676 Lügde öffentlich aus und ist 
unter der Adresse www.luegde.de im Internet verfüg-
bar. 

 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 GO NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den 20.03.2017 

 
 

Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Jagdgenossenschaft 
 
174 Versammlung der Jagdgenossenschaft Pivits-

heide 
 
Am Donnerstag, den 21.April 2017,  findet in der Gaststätte 
„Kohlpott“ eine Versammlung der Jagdgenossenschaft Pivi-
tsheide statt, zu der hiermit alle Jagdgenossen herzlich 
eingeladen sind. 
 

Beginn: 19:00 Uhr 
 
Tagesordnung: 

1. Begrüßung  G. Wiemann von John 
2. Feststellung der Abstimmungs-   

und Beschlussfähigkeit G. Wiemannvon John 
3. Verlesung des Vorjahresprotokolls M.Römisch 
4. Kassenbericht des Kassenführers O.Heinrichs 
5. Bericht der Kassenprüfer  R.Beranek 

H. Kaiser 
6. Vorlage des Haushaltsplanes 2017 O. Heinrichs 
7. Wahl eines neuen 2. Kassenprüfers  
8. Bericht des Vorstehers G. Wiemann von John 
9. Antrag von O. Heinrichs: 

Bargeldlose Auszahlung des Jagdgeldes  
ab 10,- €        
Bargeldauszahlung soll weiterhin durch 
Abholung möglich sein 

10. Verschiedenes  G. Wiemann von John 

 
Im Anschluss an die Versammlung findet die Auszahlung 
des Jagdgeldes statt. 
Ein weiterer Termin für die Auszahlung des Jagdgeldes ist 
am 
 

Dienstag, den 25.05.2017 von 20:00 bis 21:00 Uhr, 
 
ebenfalls in der Gaststätte „Kohlpott“. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Georg Wiemann von John    
 M. Römisch 
(Jagdgenossenschaftsvorsteher)   
 (Schriftführerin) 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Jobcenter Lippe 
 
175 Öffentliche Zustellung eines Aufhe-

bungsbescheides vom 07.03.2017 für die Zeit 
vom 01.02.2017 bis 31.10.2017 an Herrn Ale-
xander Kuhn, zuletzt wohnhaft Damaschkestr. 
3, 32105 Bad Salzuflen 

 
An Herrn Alexander Kuhn ist am 07.03.2017 unter dem Ak-
tenzeichen 6.220.2.20.12.0584.9 ein Aufhebungsbescheid 
erlassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Ale-
xander Kuhn unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die 
Widerspruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grund-
sätzlich nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Bad Salzuflen, Wirtschaftliche Hilfen, Hoff-
mannstr. 6, in 32105 Bad Salzuflen, Zimmer 210 während 
der üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Bad Salzuflen, den 07.03.2017 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Hans-Dieter Strauch 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Landesverband Lippe 
 
176 Die 21. Sitzung der Verbandsversammlung in 

der 16. Wahlperiode des Landesverbandes 
Lippe 

 
findet am 
 

Mittwoch, 29.03.2017, 15:00 Uhr 
 
statt. 
 
Sitzungsort: Landesverband-Lippe – Schloss Brake –
Schlosstraße 18, 32657 Lemgo 
 
Treffpunkt: neues Museumsfoyer, Weserrenaissance-
Museum Schloss Brake 
 
Tagesordnung 
 
 Öffentlicher Teil: 
 
 1.   Besichtigung Umbau Weserrenaissance-Museum 

Schloss Brake (Treffpunkt neues Museums-Foyer); 
"Aufgeschlossen" - Wiedereröffnung des Weserre-
naissance-Museums Schloss Brake 

 

   
 2.   Niederschrift über die 20. Sitzung der Verbandsver-

sammlung - öffentlicher Teil - in der 16. Wahlperiode 
der Verbandsversammlung am 22.02.2017 

 

   
 3.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversammlung  
   
 4.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende Ver-

waltungsangelegenheiten 
 

   
 5.   Lippisches Landesmuseum; Aktivitäten 2017  
   
 6.   Lippische Kulturagentur; Aktivitäten 2017  
   
 7.   Lippische Landesbibliothek; Aktivitäten 2017  
  

Nichtöffentlicher Teil:  
 

 

 8.   Niederschrift über die 20. Sitzung der Verbandsver-
sammlung - nichtöffentlicher Teil - in der 16. Wahlpe-
riode der Verbandsversammlung am 22.02.2017 

 

   
 9.   Anfragen der Mitglieder der Verbandsversammlung  
   
 10.   Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende Ver-

waltungsangelegenheiten 
 

   
 11.   Immobilienangelegenheiten (11.1. bis 11.2.)  
   
 12.   Immobilienangelegenheit  
 
 13. 

 
Immobilienangelegenheit 
 

 

 14.   Vergabeangelegenheiten  
Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 

Sparkasse Lemgo 
 
177 8. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes 

des Kreises Lippe und der Städte Bad Salzuf-
len und Lemgo am Donnerstag, 6. April 2017, 
15.00 Uhr 

 
Die 8. Sitzung des Sparkassenzweckverbandes 
des Kreises Lippe und der Städte Bad Salzuflen und Lem-
go findet am 
 
Donnerstag, 6. April 2017, 15.00 Uhr, 
im Sitzungsraum 406-409 der Sparkasse Lemgo, 
Mittelstraße 73-79, 32657 Lemgo, 
 
statt. 
 
TOP 1: Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes des Ver-

waltungsrates der Sparkasse Lemgo 
 
TOP 2:  Bericht des Vorstandes zur Geschäftsla-

ge 
 
TOP 3: Beschluss über die Verwendung des Jah-

resüberschusses 2016 
 
TOP 4: Bericht des Vorstandes und Verwaltungsrates 

über die Einhaltung der Empfehlungen des „Cor-
porate Governance Kodex für Sparkassen in 
Nordrhein-Westfalen“ 

 
TOP 5: Beschluss über die Entlastung der Organe der 

Sparkasse Lemgofür den Zeitraum vom 1. Januar 
2016 bis 31. Dezember 2016 

 a) Entlastung des Verwaltungsrates 
 b) Entlastung des Vorstandes 
 
TOP 6:  Verschiedenes 
 
Lemgo, 13. März 2017 
 
 
Horst Bradtmüller 
Vorsitzender der Zweckverbandsversammlung 

Kr.Bl.Lippe 27.03.2017 
 
 
 
 


